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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Scharpf,  

DIE LINKE. Stadtrats-Gruppe  stellt hiermit für die Stadtratssitzung am 14.12 folgenden Antrag: 
 

 

Begründung: 
  

Nicht nur hörgeschädigte Mitbürger*innen, sondern auch viele ältere Personen sind auf Hörgeräte 

angewiesen. Bei Stadtratssitzungen, aber auch anderen städtischen Veranstaltungen wie 

Bürgerbeteiligungen, können diese Personengruppen trotz Hörgerät nur bedingt am Geschehen 

teilhaben, denn viele Hörgeräte verstärken auch Nebengeräusche und sind deswegen zu diesem 

Zweck nur begrenzt einsatzfähig. Mit Induktionsschleifen kann dieses Problem umgangen werden. 
 

Die mobilen Induktionsschleifen arbeiten mit Empfängern, die auch für andere Zwecke eingesetzt 

werden können  (beispielsweise für Führungen im Freien mit Kopfhörern). Ein weiterer Vorteil auch 

gegenüber fest installierten Induktionsschleifen in Gebäuden sind die vergleichsweise geringen 

Kosten (ca. 5000€) und demgegenüber hohe Flexibilität und Wirkung.  
 

Mit einer Verleihung der Koffer als städtische Serviceleistung könnte man zudem kosteneffektiv 

Breitenwirkung entfalten. Vereine und Initiativen haben für solche Gadgets selbst oft nicht genug 

Geld und müssen dennoch teilweise große Mitgliederversammlungen mit oft auch betagteren 

Vereinsmitgliedern auf die Beine stellen. Hier könnte die Kommune ohne großen finanziellen 

Aufwand eine große Hilfestellung bieten.  
 
 

Mit besten Grüßen  

 

gez. Eva Bulling-Schröter                         gez. Christian-Linus Pauling 

 

Die Verwaltung wird beauftragt: 

1) 60 mobile Induktionsschleifen mit Sende- und Empfangsgerät für städtische 

Veranstaltungen anzuschaffen und entsprechend zur Verfügung zu stellen.  

2) Die Möglichkeit der niedrigschwelligen Ausleihe der mobilen Geräte an Vereine und 

Initiativen soll geprüft und im Stadtrat vorgestellt werden. 


